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Zu Punkt                     der Tagesordnung

Interfraktioneller Antrag 0671/2013
öffentlich
21.08.2013

Datum Gremium Antragsteller/in
Ö 19.09.2013 Ratsversammlung Ratsfrau Friedrichs, SPD-Ratsfraktion

Ratsfrau Pier, CDU-Ratsfraktion

Ratsfrau Hake, Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Ratsfrau Danker, SSW-Ratsfraktion

Ratsherr Rudau, Ratsfraktion Die Linke

Betreff:
Resolution an den Bund und  an das Land Schleswig-Holstein zur Fortführung der 
Schulsozialarbeit sowie von Mehraufwendungen für Mittagessen in Horteinrichtungen

Antrag:

1. Schulsozialarbeit ist  Teil einer präventiven Arbeitsmarkt-, Bildungs- und Sozialpolitik und 
dient dazu, Kinder und Jugendliche über den Schulunterricht hinaus zu fördern und zu 
unterstützen. Sie wendet sich insbesondere auch an Schülerinnen und Schüler aus 
benachteiligten Familien, um  Bildungs- und Teilhabechancen zu realisieren. 

2. Die Ratsversammlung begrüßt die Initiativen des Deutschen Städtetages und des 
Bundesrates zur Fortsetzung der Finanzierung von Seiten des Bundes der zusätzlichen, im 
Zuge der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes (BuT) eingerichteten 
Schulsozialarbeit über das Jahr 2013 hinaus. Die Erfahrungen haben deutlich gezeigt, dass 
diese Schulsozialarbeit einen wertvollen und wesentlichen Beitrag zur Gewährleistung von 
Bildung und Teilhabe ermöglicht. Sie schafft eine Struktur an der Schnittstelle Schule und 
sozialer Arbeit hinein in die Lebenswelt der Schülerinnen und Schüler, die eine 
angemessene Umsetzung und Zielerreichung des Bildungs- und Teilhabepaketes überhaupt 
erst möglich macht und somit unverzichtbar ist. 

Die Ratsversammlung appelliert an die Bundesregierung, ihre Verantwortung für diese 
Aufgabe auch über den Ablauf des Jahres 2013 hinaus wahrzunehmen, eine Entfristung der 
Bundesfinanzierung vorzunehmen und die Umsetzung der BuT begleitenden 
Schulsozialarbeit in unverändertem Umfang aus Bundesmitteln zu finanzieren und damit 
eine nachhaltige Finanzierung sicherzustellen. Ebenso wird die Bundesregierung 
aufgefordert, die Mitfinanzierung von Mehraufwendungen für Mittagessen in 
Horteinrichtungen aus Bundesmitteln fortzuführen.

3. Gleichzeitig fordert die Ratsversammlung das Land auf, seiner Verpflichtung zur 
Unterstützung der Schulsozialarbeit gem. § 6 Abs. 6 Schulgesetz noch stärker als bisher 
nachzukommen und die Haushaltsmittel dafür soweit zu erhöhen, dass der „besondere 
Bedarf“ der Schulen gedeckt wird.
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Begründung:

Das Bundesverfassungsgericht hatte in einem Urteil vom Februar 2010 die Verbesserung 
der Teilhabechancen von Kindern und Jugendlichen, die Leistungen aus der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende nach SGB II beziehen, angemahnt. Der Bundesgesetzgeber hat 
deshalb u.a. zur Absicherung der Teilhabe von Kindern und Jugendlichen, die Leistungen 
der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach SGB II beziehen, das so genannte Bildungs- 
und Teilhabepaket in § 28 SGB II eingeführt.

Ziel dabei ist auch die Eingliederung in den Arbeitsmarkt sowie die gesellschaftliche 
Integration durch Bildung und der Abbau der Folgen wirtschaftlicher Armut, insbesondere der 
Bildungsarmut, der sozialen Ausgrenzung und Exklusion von Kindern und Jugendlichen.

Die bisherigen Erfahrungen zur Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes zeigen, dass 
über übliche Vorkehrungen im Sozialverfahren hinaus weitere Maßnahmen und Aktivitäten 
notwendig sind, damit diese Rechtsansprüche der Kinder und Jugendlichen auch verwirklicht 
werden und die Leistungen bei ihnen ankommen.

Die Landesregierung stellt die Schulsozialarbeit richtig als wichtiges Instrument zur Erfüllung 
des Bildungs- und Erziehungsauftrages der Schulen dar und fördert sie auch finanziell. Es 
gibt aber noch ungedeckten Bedarf, der ab dem Haushaltsjahr 2014 einen höheren 
Landesanteil erfordert.
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